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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Springorum, Dr. Burgbacher, Russe und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache VI/819 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Glaubt die Bundesregierung, daß dann allein 
vorbereitende Überlegungen und ein Abwar- 
ten der Entscheidung über die Verfassungs- 
beschwerde gegen das Mineralölbevorratungs- 
gesetz ausreichend sind, um die künftige 
Sicherstellung der Versorgung zu gewähr- 
leisten? 

Die Sicherheit der Mineralölversorgung der Bundes- 
republik läßt sich nach Auffassung der Bundesre- 
gierung auf folgenden Wegen erhöhen: 

a) durch eine Verbesserung der Kontakte zu den 
die Bundesrepublik beliefernden Rohölförder- 
ländern unter Einschluß der Beziehungen der 
DEMINEX; 

b) durch eine abgestimmte Versorgungspolitik der 
Gemeinschaft. Die Arbeiten hierfür sind von der 
Kommission aufgenommen worden und werden 
von der Bundesregierung nachhaltig unterstützt; 

c) durch eine Aufstockung der Mineralölvorräte 
auf das von der OECD empfohlene Niveau von 
80/90 Tagen. Das erfordert die Anlage zusätzli- 
cher Vorräte von etwa 30 Tagen. Uber die Form 


und die Finanzierung dieser zusätzlichen Vorräte 
hat die Bundesregierung noch keinen Beschluß 
gefaßt. Nach dem Stand der bisherigen Arbeiten 
zeichnet sich hierfür folgendes ab: 

- Die unterirdische Einlagerung von Rohöl er- 
fordert bei weitem den geringsten finanziellen 
Aufwand. 

- Die geologischen Voraussetzungen für die 
Anlage unterirdischer Speicheranlagen in der 
erforderlichen Größenordnung scheinen gege- 
ben zu sein. 

- Die Bundesregierung wird in Kürze die Mine- 
ralölwirtschaft konsultieren, damit mit den Ar- 
beiten an einem zusätzlichen Vorratsprogramm 
unverzüglich begonnen werden kann. Die Mi- 
neralölwirtschaft hat sich in ersten Gesprä- 
chen zu einer engen Zusammenarbeit mit der 
Bundesregierung bereit erklärt. Sie hat dabei 
allerdings zum Ausdruck gebracht, daß Wett- 
bewerbsverzerrungen innerhalb konkurrieren- 
der Gruppen im Zusammenhang mit der Er- 
höhung der Vorräte vermieden werden müß- 
ten, und daß sie auf einen Ausgleich für die 
dafür notwendigen finanziellen Mittel nicht 
verzichten könne. 
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2. über welche Vorräte an Mineralöl verfügt zur 
Zeit die Bundesrepublik Deutschland - sowohl 
in Tonnen als auch in Bedarfstagen und in 
welcher Größenordnung werden Mineralöl- 
vorräte langfristig für notwendig angesehen? 

Hat die Bundesregierung einen Termin vorge- 
sehen, zu welchem Zeitpunkt eine für aus- 
reichend erachtete Vorratshaltung an Mineral- 
öl erreicht sein soll? 

Die Vorratshaltung entsprach am Ende des 1. Quar- 
tals 1970 im Durchschnitt dem Verbrauch von 57 
Tagen. Im einzelnen hielten die Unternehmen un- 
ter Berücksichtigung des eingelagerten Rohöls fol- 
gende Bestände: 

in 1000 t in Tagen 

Benzin 2810 63 

Mitteldestillate 7023 53 

schweres Heizöl 3945 62 

Am 31. März 1970 lagen die tatsächlichen Vorräte 
bei den Mitteldestillaten und bei schwerem Heizöl 
zum ersten Mal seit Inkrafttreten des Mineralölbe- 
vorratungsgesetzes unter den Pflichtmengen, die am 
1. Januar 1970 das im Bevorratungsgesetz vorgese- 
hene Endniveau von 65 Tagen für die Raffinerien 
und 45 Tagen für die Importeure erreicht haben. 

Vergleichbare Länder - wie England, Italien und 
Frankreich - halten nach den zuletzt verfügbaren 
Daten Vorräte mit einer Reichweite von 98, 101 
bzw. 1 18 Tagen. 

Die Verwirklichung eines Vorratsprogramms, das 
den Empfehlungen der OECD - Aufstockung auf 
80/90 Tage - Rechnung trägt, würde schon aus 
technischen Gründen einige Jahre in Anspruch neh- 
men. 


3. Nach Pressemeldungen hat der Direktor des 
Office of Oil and Gas im US-Innenministerium, 
Laird, darauf hingewiesen, daß die Reserve- 
Förderkapazität für öl wahrscheinlich inner- 
halb von drei Jahren aufgezehrt sei. 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
trotz der dann notwendig werdenden Deckung 
eines Teilbedarfs der USA (möglicherweise 
auch eines Teilbedarfs der UdSSR) mit Nah- 
ostöl die Versorgung der Bundesrepublik 
Deutschland ebenfalls voll gesichert bleibt, 
oder werden sich die teilweise jetzt schon 
auftretenden Knappheitserscheinungen auf dem 
Ölsektor verstärken und darüber hinaus wei- 
tere Preissteigerungen in Kauf genommen 
werden müssen? 

Die derzeitige Versorgungslage bei schwerem Heiz- 
öl ist die Folge unvorhergesehener Bedarfssteige- 
rungen in der westlichen Hemisphäre, denen sich 
die Verarbeitungskapazitäten nicht so schnell an- 
passen konnten. Auf dem Rohölmarkt besteht nach 
wie vor ein reichliches Angebot. 

Die Weltreserven an Rohöl lassen auch in den 
nächsten Jahren - von Versorgungsstörungen ab- 
gesehen - eine volle Deckung des Weltbedarfs - 
einschließlich des Bedarfs der Bundesrepublik - er- 
warten. 


Die USA werden zur Versorgung ihres Marktes in 
den nächsten Jahren zunehmend auf neue Rohöl- 
quellen zurückgreifen müssen. Im Vordergrund steht 
dabei die Versorgung aus den neu erschlossenen 
Fördergebieten Alaskas. Auch Kanada und Süd- 
amerika verfügen über ein Förderpotential, das zu- 
sätzliche Rohöllieferungen nach den USA ermög- 
licht. Wieweit die USA, die nach wie vor der Ver- 
sorgung aus den Fördergebieten der westlichen He- 
misphäre den Vorzug geben, künftig daneben auf 
erhöhte Einfuhren aus dem Nahen Osten zurück- 
greifen werden, läßt sich erst beurteilen, wenn 
definitive Beschlüsse der USA über ihre künftige 
Importpolitik vorliegen. Das gleiche gilt hinsicht- 
lich etwaiger Auswirkungen auf die Preisentwick- 
lung für Rohöl. 


| 4. Nach Presseberichten beabsichtigt die Bun- 

| desregierung, mit dem international bekann- 

i ten Fachmann für ölfragen, Walther Levy, 

einen Beratungsvertrag abzuschließen. 

Welche Erwartungen knüpft die Bundesregie- 
rung an einen solchen Vertrag? 

Zahlreiche Regierungen von Mineralöl verbrauchen- 
| den und fördernden Ländern sowie internationale 
i Organisationen bedienen sich der Erfahrungen und 
| Kenntnisse unabhängiger Sachverständiger. Für die 
j Bundesregierung dürften die sich dadurch bietenden 
| Informationsmöglichkeiten in dem gegenwärtigen 
i Stadium der Entwicklung ihrer Mineralölpolitik be- 
I sonders nützlich sein. 


5. Nach Pressemeldungen sind Bundesregierung, 
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen 
und IG Bergbau und Energie sich mit der Ruhr- 
kohle AG darin einig, daß die Preispolitik der 
Ruhrkohle AG „nachhaltige Auswirkungen auf 
den Geschäftsumfang dieser Gesellschaft haben 
wird", was sicherlich bedeuten soll, daß Still- 
legungen in größerem Umfang, als bisher vor- 
gesehen, in Kauf genommen werden müssen. 
Welche Priorität weist die Bundesregierung 
noch einer „sicheren Energieversorgung" zu, 
da im Falle dieser Stillegungen die dann not- 
wendigen Ersatz-Energien zum größten Teil 
nur aus politisch unsicheren Ländern und evtl, 
überhaupt nur unter großen Schwierigkeiten 
zu beschaffen sind? 

Die zitierten Pressemeldungen beziehen sich auf eine 
Pressekonferenz des Vorstandsvorsitzenden der 
Ruhrkohle AG vom 14. Mai 1970. Nach Auffassung 
der Bundesregierung läßt sich zur Zeit noch nicht 
übersehen, in welchem Maße sich die zum 1. Juni 
1970 in unternehmerischer Eigenverantwortung vor- 
genommenen Preisanhebungen mittel- und länger- 
fristig auf den Geschäftsumfang der Ruhrkohle AG 
wie auch der übrigen Kohleunternehmen auswirken 
werden. Rückwirkungen auf die Absatzlage - zu- 
mindest in bestimmten Bereichen - werden mittel- 
fristig wahrscheinlich nicht ausbleiben. 
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Die Energiepolitik der Bundesregierung ist unver- 
ändert auf eine sichere Energieversorgung zu mög- 
lichst günstigen Preisen ausgerichtet. Wirtschaft- 
lichkeit und Sicherheit der Energieversorgung 
kommt gleichermaßen hohe Priorität zu. 

Mit einem Anteil von 32% an der Gesamtenergie- 
versorgung leistet der Steinkohlenbergbau einen 
weiterhin wichtigen Beitrag zur Versorgungssicher- 
heit. Das gilt insbesondere für die Versorgung 
zweier bedeutender Wirtschaftsbereiche - der Elek- 
trizitätswirtschaft und der europäischen Stahlindu- 
strie - f die etwa % der deutschen Steinkohlenförde- 
rung aufnehmen und auf die die absatzstabilisie- 
renden Maßnahmen der Bundesregierung konzen- 
triert sind. 

Es ist jedoch nicht zu verkennen, daß sich die Ener- 
gieversorgung der Bundesrepublik nur mehr partiell 
auf die Steinkohle abstützen kann. Das Mineralöl 
hat schon heute einen Anteil von 51% an der Ge- 
samtenergieversorgung erreicht und wird angesichts 
der weiteren Expansion des Energiebedarfs auch 
künftig eine sehr wichtige Rolle spielen. Die Bun- 
desregierung wird deshalb - wie in den Antworten 
zu den Fragen 1, 2 und 4 dargelegt - ihre Anstren- 
gungen verstärken, die Versorgungssicherheit iin 
Mineralölbereich zu verbessern. Darüber hinaus 
sind die Energiepolitischen Bemühungen der Bun- 
desregierung auch darauf abgestellt, durch eine 
stärkere Diversifizierung des Angebots der Energie- 
träger den Grad der Versorgungssicherheit auf län- 
gere Sicht zu erhöhen. In diesem Zusammenhang 
kommt der weiteren Einbeziehung des Erdgases 
und der Kernenergie, aber auch der sicher und 
kostengünstig vorhandenen Braunkohle besondere 
Bedeutung zu. 


6. Ist die Bundesregierung der Ansicht, die Stein- 
kohlenförderung überhaupt und wesentlich 
schrumpfen lassen zu können, obwohl deut- 
liche Anzeichen erkennen lassen, daß in diesem 
Jahrzehnt das Gesamt-Energieangebot nicht so 
reichlich zur Verfügung stehen wird wie im 
vergangenen? 

Der Umfang der künftigen Steinkohlenförderung 
wird im wesentlichen von der Marktentwicklung, 
den unternehmerischen Anstrengungen und der Be- 
schäftigtenpolitik des neugeordneten Steinkohlen- 
bergbaus bestimmt. 

Mit dem Gesetz zur Anpassung und Gesundung des 
deutschen Steinkohlenbergbaus und der deutschen 
Steinkohlenbergbaugebiete (Kohlegesetz) ist der 
Rahmen gegeben, in dem sich die weitere Konsoli- 
dierung der Kohleunternehmen im Wettbewerb mit 
den anderen Energieträgern vollziehen kann. Nach 
Gründung der Ruhrkohle AG wird es nun in erster 
Linie darauf ankommen, beschleunigt alle Möglich- 
keiten der überbetrieblichen Rationalisierung zu 
nutzen. Bei den in diese Richtung zielenden Bemü- 
hungen wird der Steinkohlenbergbau in der An- 
laufphase durch Investitionshilfen des Bundes und 
der Bergbauländer unterstützt. 


Außerdem tragen eine Reihe flankierender Maß- 
nahmen, insbesondere die bereits in der Antwort 
auf Frage 5 erwähnten Absatzhilfen dazu bei, die 
Stellung der Steinkohle auf dem Markt zu stärken. 


7. Hält die Bundesregierung die Konzentration 
der Steinkohlenförderung auf die ertragsstärk- 
sten Bergwerke - wie auch im Jahreswirt- 
schaftsbericht 1970 dargeleyt ist - für richtig, 
oder sollte die Steinkohlenförderung nicht 
zweckmäßigerweise auf die Zechen konzen- 
triert werden, deren Produkte (Kokskohle) 
nicht substituierbar sind, obwohl diese Ze- 
chen durch den von der Bundesregierung mit 
den Muttergesellschaften abgeschlossenen 
Grundvertrag besonders benachteiligt sind? 

Die Bundesregierung hält es nach wie vor - in 
Übereinstimmung mit § 1 des Kohlegesetzes - für 
zweckmäßig, die Steinkohlenförderung auf die er- 
tragsstärksten Bergwerke zu konzentrieren. Dabei 
geht die Bundesregierung davon aus, daß die Stein- 
kohleunternehmen ihre zumindest zu kostendecken- 
den Preisen auf dem Markt absetzbare Förderung 
für alle Kohlesorten auf die Betriebspunkte mit den 
nachhaltig niedrigsten Kosten konzentrieren. 

Der in der Frage angeführte Grundvertrag zwi- 
schen der Ruhrkohle AG, deren Muttergesellschaf- 
ten und der Bundesrepublik Deutschland vom 18. Ju- 
li 1969 steht dem nicht im Wege. Der Hüttenver- 
trag, eine Anlage zum Grundvertrag, sichert der 
Ruhrkohle AG langfristig einen wichtigen Absatz- 
markt. Diese langfristige Bindung der beteiligten 
Stahlindustrie an Lieferungen der Ruhrkohle AG 
stellt keine Benachteiligung für die Kokskohlen- 
zechen dar, sondern schafft im Gegenteil erst die 
Voraussetzung für eine langfristige unternehmeri- 
sche Planung. Die Preisbestimmungen des Hütten- 
vertrages stellen sicher, daß sich der Preis für die 
Kokskohle an den Marktgegebenheiten ausrichtet. 


8. a) Welche Kohlen- und Koksvorräte lagern 
zur Zeit noch in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Zur Zeit betragen die Kohlenbestände der Bergbau- 
unternehmen 2,8 Mio t. Die Koksvorräte sind ge- 
räumt. Die statistisch ausgewiesenen Verbraucher- 
bestände betragen ca. 4,5 Mio t Steinkohle und 
ca. 0,8 Mio t Steinkohlenkoks. 


b) Wann werden diese Vorräte verbraucht 
sein? 

| 

Es ist damit zu rechnen, daß angesichts des großen 
Bedarfs an Kohle die Bestände bei den Bergbau- 
unternehmen bis Ende des Jahres verbraucht sein 
1 werden. 
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c) Sind größere Versorgungslücken zu be- 
fürchten, wenn diese Kohlen- und Koks- 
vorräte vollständig abgebaut sein werden, 
bzw. bestehen ausreichende Importmöglich- 
keiten? 

Angesichts der weltweiten Verknappung von Koks 
und der angespannten Lage bei Kohle, insbeson- 
dere der Koks- und Kraftwerkskohle, können Ver- 
sorgungsanspannungen nicht ausgeschlossen wer- 
den. Die Bundesregierung hat aber Vorsorge ge- 
troffen, daß durch derartige Anspannungen keine 
schwerwiegenden Versorgungsprobleme auftreten 
werden: 

Der Bundesbeauftragte für den Steinkohlenbergbau 
und die Steinkohlenbergbaugebiete hat in Verhand- 
lungen mit den deutschen Bergbaurevieren, den 
großen industriellen Koksverbrauchern - insbeson- 
dere der Stahlindustrie - und dem Brennstoffhandel 
sichergestellt, daß der Koksbedarf aller Verbrau- 
chergruppen im notwendigen Umfange gedeckt wer- 
den kann. Der Hausbrandsektor wird im kommenden 
Winter mit Koks so versorgt werden, daß zusam- 
men mit dem Einsatz anderer gut .geeigneter fester 
Brennstoffe Versorgungskrisen nicht eintreten wer- 
den. Die Einfuhr von Koks für den Hausbrandbe- 
reich wird durch einen Zuschuß von bis zu 40 DM 
je Tonne gefördert. Allerdings sind die Einfuhrmög- 
lichkeiten wegen der weltweiten Koksknappheit 
sehr begrenzt. 

Zur Entspannung der Kohlenversorgung hat die 
Bundesregierung von der gesetzlichen Möglichkeit 
Gebrauch gemacht, das Zollkontingent 1970 von 
6 Mio t um 20% auf 7,2 Mio t zu erhöhen. Es kann 
erwartet werden, daß das erhöhte Kontingent im 
Jahre 1970 trotz der weltweiten Anspannung aus- 
geschöpft wird. Im Rahmen des Entwurfs eines 
Kohlezollkontingentgesetzes ist darüber hinaus vor- 
gesehen, daß das zollfreie Kontingent für 1970 um 
weitere 30% bis zu einem Einfuhrvolumen von 

9 Mio t erhöht werden kann. Zusammen mit Über- 
hängen aus dem Jahre 1969 können damit rund 

10 Mio t Kohle importiert werden. 

Außerdem wird in bestimmten Fällen auch der Ein- 
satz von Heizöl in Kraftwerken, die unter die Ver- 
stromungsgesetze fallen, zeitweilig zugelassen. 


d) Hält die Bundesregierung wegen der ge- 
ringen Elastizität des Angebots die Lage- 
rung von Kohlen- und Koksvorräten in 
konjunkturschwachen Zeiten für zweck- 
mäßig? 

Wenn ja, bis zu welcher Größenordnung? 

Die Bundesregierung ist sich mit den deutschen 
Bergbauunternehmen einig, daß eine ausreichende 
Lagerhaltung von Kohle und Koks im Hinblick auf 
saisonale und konjunkturelle Nachfrageschwankun- 
gen unternehmerisch zweckmäßig und erforderlich 
ist. Aber auch die Verbraucher sollten bereit sein, 
Schwankungen ihres Verbrauchs durch eine ange- 
messene Lagerhaltung aufzufangen. 


Nach Auffassung der Bundesregierung ist es Sache 
der Unternehmen, über das erforderliche Ausmaß 
einer Vorratshaltung zu entscheiden. 


9. In der Öffentlichkeit wird die Sorge um eine 
ausreichende Energieversorgung immer grö- 
ßer. 

Stimmen Nachrichten (WAZ vom 9. Mai 1970), 
daß die Schulen in Nordrhein-Westfalen nur 
55% des Winterbedarfs von 1968 an Koks zu- 
geteilt bekommen können? 

! 

Es trifft nicht zu, daß für die Schulen in Nordrhein- 
Westfalen ein Zuteilverfahren vorgesehen ist. Wie 
im vergangenen Winter wird auch in der Heizperio- 
de 1970/71 sichergestellt werden, daß die Schulen 
ausreichend mit Koks und Kohle beliefert werden. 


10. Der Bundesbeauftragte für den Steinkohlen- 
bergbau hat nach Presseberichten angesichts 
der Koksknappheit den Verbrauchern empfoh- 
len, sich auf andere Brennstoffe umzustellen. 

a) Gedenkt die Bundesregierung zur Unter- 
stützung dieser Anregung denjenigen Koks- 
verbrauchern zu helfen, die aus finanziellen 
Gründen nicht in der Lage sind, ihre Hei- 
zungsanlagen auf kostengünstigere Ener- 
gieträger umzustellen? 

b) Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung zu ergreifen, um den Beziehern von 
festen Brennstoffen zu helfen, die ihrem 
Einkommen nach nicht in der Lage sind, 
die neuen Kohle- und Kokspreise zu be- 
zahlen? 

Der Bundesbeauftragte für den Steinkohlenbergbau 
und die Steinkohlenbergbaugebiete hat den Ver- 
j brauchern nahegelegt, durch den Bezug von Er- 
gänzungsbrennstoffen, wie Stein- und Braunkoh- 
! lenbriketts und geeignete Hausbrandsorten, Ver- 
sorgungsengpässe beim Hausbrandkoks auszuglei- 
chen. 

Die Bundesregierung hat sich im Zusammenhang 
mit den jüngsten Kohle- und Kokspreiserhöhungen 
sehr nachdrücklich für eine möglichst gleichmäßige 
Belastung aller Verbrauchergruppen eingesetzt. Das 
| Zugeständnis der Stahlindustrie, durch vorzeitige 
Revision des laufenden Vertrags höhere Preise zu 
bezahlen, hat die Ruhrkohle AG in die Lage ver- 
setzt, für den Hausbrandverbraucher Rabatte von 
10 DM/t Koks und von 2,50 bis 5 DM/t bei anderen 
Hausbrandsorten einzuräumen. Diese Rabatte tra- 
gen erheblich dazu bei, die Preiserhöhungen für den 
Hausbrandverbraucher abzumildern. 

| Empfänger von Sozialhilfe sind von den Preiserhö- 
! hungen ohnehin nicht betroffen, da diese voll zu 
Lasten der Sozialhilfeträger gehen. 

Darüber hinausgehende Maßnahmen werden von 
der Bundesregierung nicht erwogen. 


Dr. Arndt 
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